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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 1. Juni 1959 

6 — 55122 — 3174/59 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über Kreditermächti- 
gungen aus Anlaß der Erhöhung der Beteili- 
gungen der Bundesrepublik Deutschland an 
dem Internationalen Währungsfonds und an 
der Internationalen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 206. Sitzung am 29. Mai 1959 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol- 
gende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Durch Artikel 2 erfährt das Gesetz über die Deutsche Bundes- 
bank vom 26. Juli 1957, das nach Ansicht des Bundesrates 
(s. BR-Drucks. Nr. 321/57 — Beschluß — ) seiner Zustimmung 
bedurfte, eine Änderung. Das vorliegende Gesetz muß daher 
ebenfalls als zustimmungsbedürftig angesehen werden. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in Anlage 2 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über Kreditermächtigungen aus Anlaß der Erhöhung der 
Beteiligungen der Bundesrepublik Deutschland an dem Inter- 
nationalen Währungsfonds und an der Internationalen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zu den Abkommen über den Inter- 
nationalen Währungsfonds (International Monetary 
Fund) und über die Internationale Bank für Wieder- 
aufbau und Entwicklung (International Bank for 
Reconstruction and Development) vom 28. Juli 
1952 (Bundesgesetzbl. II S. 637) wird wie folgt ge- 
ändert: 

Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 2 

Zur Erfüllung der Verbindlichkeiten, die die 
Bundesrepublik Deutschland als Mitglied des In- 
ternationalen Währungsfonds mit einer Mitglieds- 
quote in Höhe von siebenhundertsiebenundachtzig 
Millionen fünfhunderttausend US-Dollar und als 
Anteilseigner der Internationalen Bank für Wie- 
deraufbau und Entwicklung mit einem Anteil an 
dem Grundkapital in Höhe von eintausendfünfzig 
Millionen US-Dollar übernimmt, wird der Bundes- 
minister der Finanzen ermächtigt, einen Kredit 
bis zum Nennwert von siebentausendsiebenhun- 
dertsiebzehn Millionen fünfhunderttausend Deut- 
sche Mark aufzunehmen.“ 


Artikel 2 

In § 20 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 745) werden die Worte „bis 
zu einer Milliarde und fünfhundert Millionen Deut- 
sche Mark“ durch die Worte „bis zu drei Milliarden 
dreihundertsieben Millionen fünfhunderttausend 
Deutsche Mark“ ersetzt. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch am Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt im Saarland vom Ende der 
Übergangszeit nach Artikel 3 des Saarvertrages 
vom 27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587) 
an. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Die Abkommen über den Internationalen Wäh- 
rungsfonds (IWF) und die Internationale Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung (Weltbank) sind 
auf der Wahrungs- und Finanz-Konferenz der Ver- 
einten Nationen in Bretton Woods, N.H. (USA), im 
Juli 1944 abgeschlossen Avorden. Den Abkommen 
ist die Bundesrepublik Deutschland am 14. August 
1952 beigetreten, nachdem der Bundestag durch das 
„Gesetz über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zu den Abkommen über den Inter- 
nationalen Währungsfonds (International Monetary 
Fund) und die Internationale Bank für Wieder- 
aufbau und Entwicklung (International Bank for 
Reconstruction and Development) vom 28. Juli 1952 
(BGBl. II S. 637) dem Beitritt zugestimmt hatte. 

Die Mitgliedsquote der Bundesrepublik im Inter- 
nationalen Währungsfonds und der Kapitalanteil 
der Bundesrepublik am Grundkapital der Weltbank 
sind anläßlich des Beitritts vereinbarungsgemäß auf 
je 330 Mio US-S festgesetzt worden. 

II. Die Bundesrepublik ist nunmehr aufgefordert 
worden, einer Erhöhung ihrer Mitgliedsquote im 
Internationalen Währungsfonds auf 787,5 Mio US-8 
und einer Erhöhung ihres Kapitalanteils an dem 
Grundkapital der Weltbank auf 1050 Mio US-S zu- 
zustimmen. Entsprechende Vorschläge sind in Reso- 
lutionen des Gouverneursrates des Internationalen 
Währungsfonds und Resolutionsentwürfen des Gou- 
verneursrates der Weltbank enthalten. Die den 
Internationalen Währungsfonds betreffenden Reso- 
lutionen sind bereits am 2. Februar 1959 und 
6. April 1959 mit mehr cils 99 v.H. der Stimmen 
(einschließlich der Stimmen des deutschen Gouver- 
neurs) angenommen worden, während die die Welt- 
bank betreffenden Entwürfe zur Abstimmung bis 
zum 1. September 1959 anstehen. 

Die Gouverneure des Internationalen Währungs- 
fonds haben eine Aufstockung der Mittel durch 
eine Erhöhung aller Mitgliedsquoten um 50 v. H. 
empfohlen und der Bundesrepublik darüber hinaus 
eine überproportionale Erhöhung ihrer Mitglieds- 
quote auf 787,5 Mio US-S nahegelegt, überpropor- 
tionale Erhöhungen sind außerdem für Japan, Ka- 
nada und 14 weitere Mitglieder vorgesehen. 

Die Gouverneure der Weltbank haben über eine 
Kapitalerhöhung um 100 v.H. (=^ 10 Mrd US-S) 
zu entscheiden. Der Bundesrepublik soll über die 
allgemeine Verdoppelung der Kapitalanteile hinaus 
eine überproportionale Erhöhung auf 1050 Mio US-$ 
nahegelegt werden. Uberproportionale Erhöhungen 
sind auch hier für Japan, Kanada und 14 weitere 
Mitglieder vorgesehen. Ferner soll das Grundkapi- 
tal um eine weitere Milliarde US-S erhöht werden, 
um Spielraum für Kapitalanteile künftiger Mitglie- 
der und für eine etwaige spätere Aufstockung ein- 
zelner Kapitalanteile zu haben. — Der grundsätz- 


liche Bericht des Direktoriums der Weltbank über 
die Kapitalerhöhung ist bereits vom Gouverneurs- 
rat am 2. Februar 1959 einstimmig gebilligt wor- 
den. 

Einer Änderung der Abkommen über den Inter- 
nationalen Währungsfonds und über die Weltbank 
bedarf es zur Durchführung dieser Erhöhungen 
nicht. Die Erhöhung der Mitgliedsquote beim Inter- 
nationalen Währungsfonds wird gemäß Artikel III 
Abschnitt 2 in Verbindung mit Artikel XII Ab- 
schnitt 2 des IWF-Abkommens mit Zustimmung des 
betroffenen Mitglieds vom Gouverneursrat des In- 
ternationalen Währungsfonds beschlossen. Uber 
eine Erhöhung des Grundkapitals der Weltbank 
entscheidet nach Artikel 11 Abschnitt 2 Buchstabe b 
in Verbindung mit Artikel V Abschnitt 2 des Welt- 
bankabkommens der Gouverneursrat der Weltbank, 
der nach Artikel II Abschnitt 3 Buchstabe c dieses 
Abkommens den Mitgliedstaaten Gelegenheit gibt, 
einen Teil des Betrages, um den das Grundkaptital 
erhöht wird, zu zeichnen. 

III. Der Internationale Währungsfonds und die 
Weltbank haben gerade in den vergangenen Jah- 
ren bemerkenswerte Erfolge erzielt. Zweck der 
nunmehr beabsichtigten Aufstockung ihrer Mittel 
ist es, beide Institute in die Lage zu versetzen, daß 
sie ihre in den Abkommen festgelegten Aufgaben 
v/eiterhin wirksam erfüllen können. 

1. Internationaler Währungsfonds 

Der Internationale Währungsfonds hat die Aufgabe, 
die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Währungspolitik im Interesse geordneter inter- 
nationaler Währungsbeziehungen und damit ein ge- 
sundes Wachstum des Welthandels zu fördern. Er 
soll die Mitglieder bei ihren Bestrebungen, die De- 
visenbeschränkungen für laufende Transaktionen 
abzubauen, die Stabilität ihrer Währungen zu 
sichern sowie die Konvertibilität zu erreichen und 
aufrechtzuerhalten, unterstützen. Schließlich soll er 
ihnen, wenn notwendig, zur Überbrückung vorüber- 
gehender Zahlungsbilanzschwierigkeiten unter be- 
stimmten Bedingungen finanzielle Hilfe gewähren. 

a) Zu diesem Zweck stehen dem Fonds die von 
den Mitgliedern (zur Zeit 68) auf ihre Quoten 
in Gold und Landeswährung eingezahlten Be- 
träge zur Verfügung. Die Summe aller Mitglieds- 
quoten beträgt nach dem Stand vom 31. Dezem- 
ber 1958 insgesamt 9193 Mio US-S. Die Mitglie- 
der haben gemäß Artikel III Abschnitt 3 des 
Abkommens grundsätzlich 25 v. H. der Quote in 
Gold und 75 v. H. in ihrer Landeswährung zu 
entrichten. Bei niedrigen Währungsreserven 
haben sie zunächst eine Bareinzahlung in Höhe 
von 10 V. H. ihrer Gold- und Dollar-Reserven 
zu leisten mit der Verpflichtung späterer Auf- 
füllung der Barquote bis auf 25 v. H. nach Maß- 
gabe der Erhöhung der Reserven. Bis Ende 1958 
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sind Beträge im Gegenwert von 8249,4 Mio 
US4, davon 1731,8 Mio US4 in Gold geleistet 
worden. 

Die Bundesrepublik hat ihre ißareinzahlungs- 
pflicht in Höhe des Geldbetrages von 25 v. H. 
ihrer Quote erfüllt. Bezüglich der Einzahlung 
des 75 V. H.-Anteils in Landeswährung ist von 
der in Artikel III Abschnitt 5 des IWF-Abkom- 
mens vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch ge- 
macht worden, anstelle des DMark-Betrages zu- 
nächst unverzinsliche und unübertragbare Schuld- 
urkunden an den Fonds zu geben, die im Be- 
darfsfälle einzulösen sind. Ein Teil ist auf Grund 
von DMark-Ziehungen anderer Mitgliedsländer 
[s. unten b)] bereits eingelöst worden. Außerdem 
wird ein Spitzenbetrag in Höhe von 1 v. H. der 
Mitgliedsquote stets auf dem Konto des Fonds 
bei der Bundesbank zur Deckung von in Deut- 
scher Mark entstehenden Verwaltungsausgaben 
gehalten. 

b) Zur Behebung vorübergehender Zahlungsbilanz- 
schwierigkeiten hat jedes Mitglied unter den in 
Artikel V des Abkommens festgelegten Voraus- 
setzungen das Recht, die Währung eines ande- 
ren Mitglieds im Austausch gegen seine eigene 
Währung vom Fonds zu kaufen (sogenannte 
Ziehung). — Will das Mitglied den Betrag in 
fremder Währung nicht sogleich in Anspruch 
nehmen, ist die Eröffnung einer „Kreditlinie" 
beim Fonds zu beantragen; die Ziehung kann 
dann bis zur festgesetzten Höhe innerhalb eines 
bestimmten Zeitraumes bei Bedarf erfolgen (sog. 
Standby- Vereinbarung) . 

Der Betrag, bis zu dessen Höhe die Mitglieder 
nach entsprechender Beschlußfassung durch das 
Direktorium Ziehungen vornehmen können, ist 
abhängig von der Höhe der betreffenden Mit- 
gliedsquoten. Ziehungen innerhalb der soge- 
nannten Goldtranche, d. h. bis zu dem Betrag 
der von dem Land in Gold, Dollar und in seiner 
eigenen Währung (im Zusammenhang mit Zie- 
hungen anderer Länder) effektiv geleisteten 
Zahlungen, werden unter normalen Umständen 
ohne weiteres bewilligt („quasiautomatisches 
Ziehungsrecht"). Gegenüber Anträgen auf Zie- 
hungen innerhalb der 1. Kredit-Tranche (das 
sind die ersten 25 v. H. der Quote über die 
Goldtranche hinaus) nimmt der Fonds eine libe- 
rale Haltung ein, vorausgesetzt, daß das Land, 
das eine solche Ziehung beantragt, sich auch 
selbst in angemessener Weise um eine Lösung 
seiner Probleme bemüht. Darüber hinaus wird 
Anträgen nur dann stattgegeben, wenn gleich- 
zeitig ein angemessenes Programm zur Stabili- 
sierung der betreffenden Währung vorgelegt 
wird. — Die finanzielle Hilfe durch den Fonds 
soll kurzfristig sein. Die Mitglieder des Fonds 
sind deshalb grundsätzlich gehalten, den für 
den Erwerb einer anderen Währung in eigener 
Landeswährung gezahlten Betrag in spätestens 
3 bis 5 Jahren — bei Standby-Vereinbarungen 
in der Regel in 3 Jahren — gegen Gold oder 
konvertible Währungen zurückzukaufen. Die 
Fondsmittel erhalten dadurch einen revolvie- 
renden Charakter. 


Vom Beginn seiner Tätigkeit im Jahre 1947 an 
bis Ende des Jahres 1958 hat der Internationale 
Währungsfonds seinen Mitgliedern rd. 4100 Mio 
US-$ zur Verfügung gestellt, davon etwa Vs 
seit Ende 1956. Beträge in Deutscher Mark sind 
in Höhe von 289,4 Mio DM gezogen worden, 
und zwar von Frankreich 189 Mio DM, von der 
Türkei 71 Mio DM und von Jugoslawien 29,4 
Mio DM. Die Deutsche Mark gehört damit, aller- 
dings in weitem Abstand nach dem US-Dollar 
und nach dem Pfund Sterling, bereits zu den 
stärker gezogenen Währungen. Die Bestände in 
Deutscher Mark, über die der Fonds verfügen 
kann, betrugen am 31.. Dezember 1958 noch 
55 V. H. der deutschen Quote. 

c) Trotz des revolvierenden Charakters der Fonds- 
mittel haben sich die hauptsächlich in Anspruch 
genommenen Bestände an Gold und konver- 
tiblen Währungen infolge der zahlreichen 
Transaktionen in jüngster Zeit stark verringert. 
Während diese Bestände im September 1956 
noch 3,5 Mrd. US-$ betrugen, sind sie seitdem 
bei einer Inanspruchnahme von 2,7 Mrd US-$ 
(unter Einschluß der bereits eingegangenen 
Standby-Verpflichtungen und unter Berücksich- 
tigung der zwischenzeitlich erfolgten Rückkäufe) 
auf 1,5 Mrd US-$ zurückgegangen. Diese Mit- 
tel können im Lichte der Erfahrungen der letzt- 
ten Jahre heute nicht mehr als ausreichend an- 
gesehen werden, um künftigen Beanspruchun- 
gen in Notfällen mit hinreichender Sicherheit 
begegnen zu können. 

Wie die Erfahrung gezeigt hat, kann die Hilfe 
des Fonds in Zeiten außergewöhnlicher Be- 
lastungen der Währungen stark in Anspruch ge- 
nommen werden. So haben beispielsweise Ende 
des Jahres 1956 die Ereignisse im Zusammen- 
hang mit der Suez-Krise und im Jahre 1957 das 
mangelnde Vertrauen in die Stabilität der euro- 
päischen Wechselkursstruktur zu erheblichen 
Transaktionen des Fonds geführt. Es liegt da- 
her im Interesse des Fonds und seiner Mitglie- 
der, daß die verfügbaren Mittel groß genug 
sind, um auch in Zukunft den Mitgliedern bei 
unerwartet auftretenden Zahlungsbilanzschwie- 
rigkeiten wirksam Hilfe gewähren zu können. 
Bei der Prüfung der Frage, in welcher Höhe 
dem Fonds Mittel zur Bewilligung seiner Auf- 
gaben zur Verfügung stehen müssen, ist in 
Rechnung zu stellen, daß die gegenwärtigen 
Mitgliedsquoten unter Berücksichtigung des Vor- 
kriegshandelsvolumens ermittelt worden sind. 
Seit der Vorkriegszeit hat sich das Welthandels- 
volumen aber ungefähr verdoppelt, wobei der 
Anstieg gerade in den letzten Jahren besonders 
stark war. Gleichzeitig ist das Welthandelspreis- 
niveau um ungefähr das Anderthalbfache gestie- 
gen. Infolge dieser Entwicklung belaufen sich 
die Ein- und Ausfuhren, verglichen mit den letz- 
ten Vorkriegs Jahren, heute wertmäßig auf etwa 
das Vierfache. Dem Währungsfonds sind aber 
zusätzliche Mittel nur durch den Beitritt neuer 
Mitglieder zugeflossen, wodurch sich seine Ver- 
fügbarkeiten nur relativ geringfügig erhöht ha- 
ben. Deshalb ist im Vergleich zu früheren Jah- 
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ren das Verhältnis zwischen den Mitteln des 
Fonds und dem bei Zahlungsbilanzschwierigkei- 
ten etwa auftretenden Bedarf zunehmend un- 
günstiger geworden. Schließlich sollte bei einer 
Prüfung der Angemessenheit der Fondsbestände 
auch ein psychologisches Moment nicht außer 
acht gelassen werden: Der Fonds muß stets be- 
trächtliche flüssige Mittel bereithalten, damit 
die Mitglieder das Vertrauen in den Fonds als 
ihre zweite Reservelinie nicht verlieren. Aus 
allen diesen Gründen erscheint eine allgemeine 
Aufstockung der Fondsmittel um 50 v. H. ge- 
boten. 

d) Darüber hinaus haben die Gouverneure eine 
überproportionale Erhöhung der Quote der 
Bundesrepublik auf 787,5 Mio US-S als ange- 
messen und höchst wünschenswert empfohlen. 
Diese Empfehlung trägt der allgemeinen ' wirt- 
schaftlichen Entwicklung der Bundesrepublik 
seit dem Jahre 1952 und ihrer gegenwärtigen 
Stellung im Welthandel weitgehend Rechnung. 
Mit der vorgeschlagenen Erhöhung wird auch 
eine Angleichung der deutschen an die franzö- 
sische Mitgliedsquote herbeigeführt (zur Zeit 
525 Mio US-S, nach Erhöhung 787,5 Mio US-S); 
es wird damit einer Regelung in mehreren euro- 
päischen Institutionen gefolgt, wo bereits gleich 
hohe deutsche und französische Beteiligungen 
bestehen (z. B. Europäische Investitionsbank, 
Europäisches Währungsabkommen). 

Der bei der Quotenerhöhung auf 787,5 Mio 
US-$ aufzuwendende Mehrbetrag von 457,5 Mio 
US-$ ist zu 25 V. H. in Gold und zu 75 v. H. in 
Landeswährung einzuzahlen. Anstelle des Be- 
trages in Landeswährung können jedoch im Ein- 
vernehmen mit dem Fonds von der Bundesrepu- 
blik unverzinsliche und unübertragbare Schuld- 
urkunden an den Fonds gegeben werden, die im 
Bedarfsfälle — bei DMark-Ziehungen anderer 
Mitglieder — eingelöst werden müssen. 

2. Weltbank 

Die Weltbank verfolgt das Ziel, durch Bereitstel- 
lung von Kapital aus eigenen oder fremden Mit- 
teln den Wiederaufbau der durch den Krieg betrof- 
fenen Länder und die Entwicklung von Produktions- 
anlagen und Hilfsquellen in den sogenannten Ent- 
wicklungsländern zu fördern. Das genehmigte 
Grundkapital der Weltbank beträgt 10 Mrd US-$; 
davon waren am 31. Dezember 1958 9521,5 Mio US-$ 
von 68 Mitgliedern gezeichnet. 

a) An eigenen Mitteln stehen der Weltbank die 
von den Mitgliedern auf ihren Kapitalanteil ein- 
gezahlten Beträge zur Verfügung. Gemäß Ar- 
tikel II Abschnitt 7 (i) in Verbindung mit Ab- 
schnitt 5 (i) des Weltbank-Abkommens sind 
grundsätzlich 2 v. H. des Anteils in Gold und 
18 V. H. in Landeswährung zu entrichten. Bis 
zum Jahresende 1958 waren von den Mitgliedern 
(einschließlich der Bundesrepublik) Beträge im 
Gegenwert von 1901,8 Mio US-$ eingezahlt. Die 
weiteren 80 v. H. stellen eine bedingte Verpflich- 
tung im Sinne einer Nachschußpflicht dar (Haf- 
tungskapital). Sie können nur zur Deckung von 


Verpflichtungen abgerufen werden, die sich aus 
der eigenen Mittelaufnahme der Weltbank oder 
aus der Übernahme von Bürgschaften für Dar- 
lehen ergeben, die durch private Darlehnsgeber 
gewährt werden. 

b) Das Haftungskapital hat es der Weltbank ermög- 
licht, in beträchtlichem Umfange Kredite auf den 
Kapitalmärkten aufzunehmen. So hat die Bank 
bis Ende 1958 Schuldverschreibungen im Gegen- 
wert von 2,3 Mrd US-S absetzen können; Schuld- 
verschreibungen im Wert von 1,8 Mrd US-$ 
waren am 31. Dezember 1958 noch im Verkehr. 

Um die Kreditgewährung — die bis zum gleichen 
Zeitpunkt einen Umfang von 4,25 Mrd US-S, da- 
von allein im Geschäftsjahr 1958 von 711 Mio 
US-$, erreicht hat — entsprechend dem zu erwar- 
tenden Bedarf fortsetzen zu können, sind jedoch 
weitere Mittel erforderlich. Eine Voraussetzung 
für ihre Beschaffung zu günstigen Bedingungen 
ist, daß die Schuldverschreibungen der Bank 
durch eine ausreichende Garantie gedeckt sind. 
Der 80 v. H.-Teil der bisher gezeichneten Kapi- 
talanteile stellt zwar eine beachtliche Garantie 
dar. Doch ist zu berücksichtigen, daß den Haupt- 
markt für die Obligationen der Bank, insbeson- 
dere für langfristige Schuldverschreibungen, z. Z. 
die USA bilden. Nach Auffassung der Bank und 
unabhängiger Sachverständiger werden dort aber 
Emissionen der Bank nur so lange glatt unter- 
gebracht werden können, wie sie durch die 
Garantie der USA (2,54 Mrd US-$ = 80 v. H. des 
amerikanischen Anteils) gedeckt sind. Die Mög- 
lichkeit, Kredite auf dem amerikanischen Markt 
aufzunehmen, wird daher bei Fortsetzung der 
gesteigerten Emissionstätigkeit in absehbarer 
Zeit erschöpft sein. 

In Zukunft werden jedoch auch die Garantien 
anderer Mitglieder an Bedeutung zunehmen. 
Zum Beispiel hat die Weltbank in der Bundes- 
republik im April 1959 eine Anleihe in Höhe von 
200 Mio DM aufgelegt. Weitere Emissionen sind 
auch in anderen europäischen Ländern beabsich- 
tigt. Es kommt somit darauf an, daß im Sinne 
einer solidarischen Aktion alle Mitglieder ihr 
Haftungskapital schon jetzt erhöhen, damit der 
Weltbank weiterhin ausreichende Finanzierungs- 
möglichkeiten zur Verfügung stehen und die Ge- 
fahr einer Kürzung der Hilfe für die Entwick- 
lungsländer vermieden wird. Zu diesem Zweck 
wird eine allgemeine Kapitalerhöhung um 
100 V. H. empfohlen. 

c) Entsprechend dem mit der Erhöhung angestreb- 
ten Ziel wird eine Kapitaleinzahlung nicht ver- 
langt, soweit die Kapitalanteile auf Grund der 
allgemeinen Erhöhung gezeichnet werden. So- 
wohl der 2 v. H.- und der 18 v. H.-Teil als auch 
der 80 v. H.-Teil des neuen Zeichnungsbetrages 
werden also ausschließlich Haftungskapital sein. 
Eine Inanspruchnahme aus dem Haftungskapital 
ist sehr unwahrscheinlich. Die Weltbank betreibt 
eine sehr vorsichtige Anlagepolitik; Kredite sind 
bisher noch niemals notleidend geworden. Sie 
konnte sogar Reserven in Höhe von 377 Mio 
US-$ bilden. 
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Von den Anteilen, die auf Grund der über- 
proportionalen Erhöhung zu zeichnen sind, wird 
dagegen nur die Hälfte als Haftungskapital in 
voller Höhe unabgerufen bleiben. Von der an- 
deren Hälfte werden 20 v. H. entsprechend der 
bisherigen Regelung zu 2 v. H. in Gold und zu 
18 V. H. in Landeswährung einzuzahlen sein, da- 
mit nach der Erhöhung alle Mitglieder gleich- 
mäßige Einzahlungen in Höhe von 20 v. H. auf 
die Hälfte ihrer Kapitalanteile geleistet haben. 

d) Wenn die Bundesrepublik dem Vorschlag auf 
überproportionale Erhöhung ihres Kapitalanteils 
um 390 Mio US-S auf insgesamt 1050 Mio US-S 
folgt und es damit zu einer Angleichung des 
deutschen an den französischen Kapitalanteil 
kommt (z. Z. 525 Mio US-S, nach Erhöhung 
1050 Mio US-$), wird ein Betrag in Höhe von 
39 Mio US-S einzuzahlen sein (3,9 Mio US-S in 
Gold, 35,1 Mio US-S in Deutscher Mark). Für 
diese überproportionale Erhöhung sprechen die 
gleichen Gründe, die bezüglich des Internationa- 
len Währungsfonds bereits oben zu 1. d) ange- 
führt sind. 


B. Zu den einzelnen Artikeln 
Zu Artikel 1 

Eine Änderung des Artikels 2 des Beitrittsgesetzes 
vom 28. Juli 1952 ist erforderlich, da die dort er- 
teilte Ermächtigung zur Aufnahme eines Kredits bis 
zum Betrag von 2772 Mio DM auf die derzeitigen 
Beteiligungen der Bundesrepublik an dem Inter- 
nationalen Währungsfonds und an der Weltbank in 
Höhe von je 330 Mio US-S abgestellt ist. Um auch 
die durch die Erhöhung entstehenden Verbindlich- 
keiten zu erfassen, ist gemäß Artikel 115 des 
Grundgesetzes eine Ermächtigung des Bundesfinanz- 
ministers zur Aufnahme eines Kredits in Höhe von 
insgesamt 7717,5 Mio DM erforderlich. 


Der Kreditbetrag errechnet sich wie folgt: 
1. Internationaler Währungsfonds 


Jetzige Quote 


330,— Mio 


Erhöhte Quote 

8 

787,5 Mio 


Mehrbetrag 

8 

457,5 Mio = 

1 921 500 000 DM 

2. Weltbank 

Jetziger Kapitalanteil 

S 

330,— Mio 


Erhöhter Kapitalanteil 

8 

1 050,— Mio 


Mehrbetrag 

8 

720,— Mio - 

3 024 000 000 DM 


= 4 945 500 000 DM 

Bereits gemäß Artikel 2 des Beitrittsgeset- 
zes vom 28. Juli 1952 erteilte Ermächtigung = 2 772 000 000 DM 


- 7 717 500 000 DM 
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Finanzielle Belastungen 

Zu 1. Internationaler Währungsfonds 

Der Goldbetrag (25 v. H. des Mehrbetrages ^ 114,375 
Mio US-$) ist bei Fälligkeit sofort zu zahlen. Von 
dem Betrag in Landeswährung (75 v. H. des Mehr- 
betrages = 343,125 Mio US-$ in Deutscher Mark) 
für den zunächst die bereits erwähnten Schuldurkun- 
den gegeben werden können, wird nur ein Bar- 
betrag in Höhe von rd. 4,575 Mio US-8 in Deutscher 
Mark sofort zu zahlen sein. Zusammen mit dem 
bereits auf dem Konto des Fonds eingezahlten 
DMark-Betrag wird damit der gemäß Nr. E 2 der 
Rules and Regulations des Fonds geforderte Min- 
destbarbetrag in Landeswährung in Höhe von 
1 V. H. der gesamten Quote erreicht sein. 

Soweit für die in Deutscher Mark zu leistenden Be- 
träge Schuldurkunden hinterlegt werden, wird haus- 
haltsrechtlich gesehen ein Kredit bei dem Inter- 
nationalen Währungsfonds aufgenommen, der auf 
Grund der geschilderten Bedingungen fristlos künd- 
bar ist. Sobald und soweit effektive Zahlung in 
Gold oder Deutsche Mark erfolgt, v/ird der Kredit 
bei der Deutschen Bundesbank (vgl. Artikel 2) auf- 
genommen. 


Zu 2. Weltbank 

Von dem Betrag in Höhe von 39 Mio US-8, der auf 
den Mehrbetrag in Höhe von 720 Mio US-8 an die 
Weltbank zu zahlen ist, muß der in Gold zu zah- 
lende Teil (3,9 Mio US-8) unverzüglich nach Inkraft- 
treten der Kapitalerhöhung, der in Landeswährung 
zu zahlende Teil (35,1 Mio US-8) nach Abruf durch 
die Bank entsprechend einer noch zu treffenden 
Vereinbarung in Raten entrichtet werden. Der Bun- 
desrepublik wird in Höhe der noch nicht gezahlten 
Raten ein Kredit der Weltbank eingeräumt werden, 
für den eine Schuldurkunde hinterlegt werden muß. 

Der Betrag in Höhe der effektiven Zahlung in Gold 
oder Deutscher Mark wird aus Haushaltsmitteln auf- 
gebracht werden. Theoretisch könnte daher für den 
unverzüglich einzuzahlenden Teil der Erhöhung eine 
Kreditermächtigung entfallen, weil insoweit eine 
Kreditaufnahme nicht erfolgt. Da dieser Betrag je- 
doch relativ gering ist, im übrigen aber auch der in 
Deutscher Mark zu zahlende Betrag vor der Ver- 
einbarung über die Ratenzahlung noch nicht genau 
festliegt, ist von einer entsprechenden Kürzung des 
Kreditermächtigungsbetrages abgesehen worden. . 

Bezüglich desjenigen Teils der Erhöhung, der als 
Haftungskapital Garantiezwecken dient, ist die Kre- 
ditaufnahmeermächtigung nur vorsorglich für den 
nicht wahrscheinlichen Fall einer Inanspruchnahme 
vorgesehen. 


Zu 1. und 2. 

Somit ergibt sich voraussichtlich folgende finanzielle 
Belastung für die Bundesrepublik; 

Internationaler Währungsfonds — Quotenerhöhung 
um 8 457,5 Mio, 

davon 25 v.H. in Gold 8 114,375 Mio 

75 V. H. in Landes- 
währung 8 343,125 Mio 

(effektive Zahlung 8 457,500 Mio = 1 921 500 000 DM 

nur bei DMark- 
Ziehungen dritter 
Länder) 

Weltbank — Kapitalanteilerhöhung 
um 8 720 Mio, 

davon einzuzahlen 20 v. H. 
von der Hälfte des überpropor- 
tionalen Erhöhungsbetrages = 8 39 Mio 

in Gold 8 3,900 Mio 

in Landeswährung 8 35,100 Mio 

8 39,000 Mio - 163 800 000 DM 

2 085 300 000 DM 
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Zu Artikel 2 

Die Erhöhung der deutschen Mitgliedsquote im 
Internationalen Währungsfonds erfordert eine ent- 
sprechende Erhöhung des in § 20 Abs. 1 Nr. 2 Buch- 
stabe a des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 
festgelegten Kreditplafonds des Bundes zur Er- 
füllung seiner Verpflichtungen als Mitglied des 
Internationalen Währungsfonds. Bei der Bereitstel- 
lung der Mittel für die Beitragsleistung zu einer 
internationalen Währungseinrichtung handelt es 
sich um eine der Notenbank gemäße Aufgabe. In 
Höhe der effektiven Inanspruchnahme dieses Kre- 
dits zur Finanzierung von Gold- und DMark-Zah- 
lungen an den Fonds erhöht sich die „Goldtranche", 
innerhalb derer die Bundesrepublik ein quasiauto- 
matisches Ziehungsrecht auf andere konvertible Mit- 
gliedswährungen hat, was einer sekundären Wäh- 
rungsreserve gleichkommt. Der Höchstbetrag des in 
Betracht kommenden Kredits entspricht der deut- 
schen Quote in Höhe von 787,5 Mio US-$ = 
3307,5 Mio DM. 

Einer Heraufsetzung des in § 20 Abs. 1 Nr. 2 Buch- 
stabe c des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 
genannten Kreditplafonds des Bundes zur Erfüllung 


seiner Verpflichtungen als Mitglied der Weltbank 
bedarf es nicht, da der infolge der Erhöhung des 
deutschen Kapitalanteils zu zahlende Betrag von 
39 Mio US-S = 163,8 Mio DM aus dem Bundeshaus- 
halt zur Verfügung gestellt wird. 

Zu Artikel 3 

Das Gesetz soll auch im Land Berlin Anwendung 
finden; es enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 4 

Da nach Artikel 1 des Saarabkommens das Saarland 
und Frankreich bis zum Ende der Übergangszeit ein 
einheitliches Währungsgebiet bilden, ist die Gel- 
tung des Gesetzes im Saarland für die Übergangs- 
zeit ausgeschlossen. Das Gesetz enthält daher eine 
Saar-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Diese Bestimmung entspricht dem Erfordernis des 
Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 


Anlage 2 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Der Vorschlag des Bundesrates, in die Eingangsfor- 
mel des Gesetzes die Worte „Mit Zustimmung des 
Bundesrates" einzufügen, beruht auf seiner Auffas- 
sung, daß das Gesetz über die Deutsche Bundesbank 
vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 745) der 
Zustimmung des Bundesrates bedurft habe und daß 
jede Änderung eines zustimmungsbedürftigen Ge- 
setzes zustimmungsbedürftig sei. 

Dieser Auffassung ist die Bundesregierung ständig 
entgegengetreten. 

Ein Änderungsgesetz ist nicht schon deswegen zu- 
stimmungsbedürftig, weil das zu ändernde Gesetz 


zustimmungsbedürftig war. Der vorliegende Ent- 
wurf bedürfte vielmehr nur dann der Zustimmung 
des Bundesrates, wenn er solche Vorschriften ent- 
hielte, die nach Artikel 84 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes nur mit Zustimmung des Bundesrates er- 
lassen werden können. Das ist aber nicht der Fall. 
Überdies war schon das Gesetz über die Deutsche 
Bundesbank vom 26. Juli 1957 nicht zustimmungsbe- 
dürftig. 

Die Zustimmung des Bundesrates zu dem vorliegen- 
den Gesetz ist daher nach Auffassung der Bundes- 
regierung nicht erforderlich. 
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